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von Ortsgestaltungskonzeptionen, von Bebauungskonzeptio­
nen, von landeskulturellen Planungen sowie Entscheidungen 
im Standortbestätigungs- und -genehmigungsverfahren ge­
mäß § 5 erfolgen. Sie haben darauf Einfluß zu nehmen, 
daß Gefahrenquellen, die zu Unwetterschäden führen können, 
nicht entstehen oder bestehende Gefahrenquellen planmäßig 
beseitigt werden.

(4) Die Räte der Städte und Gemeinden haben die Rechts­
träger, Eigentümer und Nutzer von Grundstücken in un­
wettergefährdeten Gebieten über Gefahrenquellen, die zu 
Unwetterschäden führen können, rechtzeitig zu informieren 
und gemeinsam mit ihnen Maßnahmen zur Minderung bzw. 
Beseitigung dieser Gefahrenquellen zu beraten und festzu­
legen.

(5) Die Räte der Kreise, Städte und Gemeinden können zur 
Verhinderung und Beseitigung von Unwetterschäden den 
Rechtsträgern, Eigentümern und Nutzern von Grundstücken 
Auflagen erteilen.

(6) Die örtlichen Räte sichern in Wahrnehmung der Auf­
gaben gemäß den Absätzen 1 bis 4 eine enge Zusammenarbeit 
mit den gesellschaftlichen Kontrollorganen, insbesondere mit 
den Schaukommissionen, den Bodenkommissionen, den Bau­
aktiven, den ehrenamtlichen Helfern der Staatlichen Ge­
wässeraufsicht und den Naturschutzhelfern.

§4

Aufgaben der Rechtsträger, Eigentümer 
und Nutzer von Grundstücken

(1) Die Rechtsträger, Eigentümer und Nutzer von Grund­
stücken haben die Bewirtschaftung der Bodenflächen so vor­
zunehmen, daß eine hohe volkswirtschaftliche Effektivität 
erreicht und gleichzeitig gesichert wird, daß Unwetterschäden 
verhindert, oder diese so gering wie möglich gehalten werden. 
Die Bewirtschaftung der Bodenflächen und die Errichtung 
und Nutzung von Gebäuden und Anlagen haben gemäß § 5 
zu erfolgen.

(2) Die Rechtsträger, Eigentümer und Nutzer von Grund­
stücken haben Gefahrenquellen, die zu Unwetterschäden 
führen können, zu verhindern oder bestehende Gefahren­
quellen zu beseitige^ Die volkseigenen Kombinate, Kombi­
natsbetriebe, wirtschaftsleitenden Organe, volkseigenen Be­
triebe sowie die sozialistischen Genossenschaften und ihre 
kooperativen Einrichtungen sowie andere Betriebe und Ein­
richtungen haben die dazu erforderlichen Maßnahmen in die 
Plärie aufzunehmen.

§5

Grundsätze für die Bewirtschaftung der Bodenflächen 
und die Errichtung und Nutzung von Gebäuden und Anlagen

(1) Bei der Nutzung der landwirtschaftlichen Nutzflächen in 
unwettergefährdeten Gebieten haben die Rechtsträger, 
Eigentümer und Nutzer von Grundstücken durch ackerbau­
liche, pflanzenbauliche und meliorative Maßnahmen den 
effektiven Schutz des Bodens vor Erosionen zu gewähr­
leisten.

(2) Mit den langfristigen Programmen zur effektiven 
Bodennutzung sind ackerbauliche und meliorative Maß­
nahmen festzulegen, wie

a) höhenliniengerechte Bodenbearbeitung und Bestellung, 
insbesondere bei Reihenkulturen und Obstplantagen,

b) Verringerung der Arbeitsgänge durch sinnvolle Geräte­
kombinationen,

c) Verringerung des Bodendrucks der eingesetzten Technik,
d) Erhöhung des Infiltrations- und Speichervermögens der 

Böden, insbesondere durch Versorgung mit organischer 
Substanz,

e) Anlage von Schutzpflanzungen.

(3) Bei der Nutzung der forstwirtschaftlichen Nutzflächen 
in unwettergefährdeten Gebieten haben die Rechtsträger, 
Eigentümer und Nutzer von Grundstücken die günstigen 
hydrologischen Eigenschaften des Waldes zur Wasserspeiche­
rung sowie zur Vermeidung von Erosion durch den Aufbau 
von leistungsfähigen, gesunden und stabil produzierenden 
Wirtschaftswäldern zu gewährleisten. Dazu sind

a) durch den VEB Forstprojektierung Potsdam im Rahmen 
der planmäßigen Forsteinrichtungsarbeiten die Maß­
nahmen zur weiteren Erhöhung der Ertrags- und 
Betriebssicherheit festzulegen,

b) die Ergebnisse der Baumartenoptimierung planmäßig 
durchzusetzen, Kahlschläge vorrangig aufzuforsten und 
bei Walderneuerungsarbeiten eine höhenliniengerechte 
Bodenbearbeitung und Pflanzung vorzunehmen; End­
nutzungen so zu planen, daß eine Verzögerung der 
Schneeschmelze erreicht wird,

c) beim Holzeinschlag und bei der Holzrückung die Technik 
so einzusetzen, daß die Erosionsgefahr nicht weiter 
erhöht wird,

d) die Streunutzung und Stockrodung zu unterlassen,

e) die Mineraldüngung zur Erhaltung des Waldbestandes 
in immissionsgeschädigten Gebieten durchzuführen,

f) in Talsohlen, Flußauen, Bachtälern und Flutrinnen die 
Treibholzgefahr durch gute Waldpflege zu mindern.

(4) Bei der Errichtung von Gebäuden und Anlagen in un­
wettergefährdeten Gebieten haben die Rechtsträger, Eigen­
tümer und Nutzer von Grundstücken durch Standortwahl, 
Trassen- und Profilgestaltung und Materialauswahl sowie 
durch Gestaltung der Baustelleneinrichtung einen schadlosen 
Wasserabfluß und den Schutz der bewirtschafteten Boden­
flächen, Gebäude und Anlagen zu gewährleisten. Für die 
Errichtung von Gebäuden und Anlagen in Hochwasserabfluß­
gebieten gelten die Bestimmungen des § 53 der Ersten Durch­
führungsverordnung vom 2. Juli 1982 zum Wassergesetz 
(GBl. I Nr. 26 S. 477).

(5) Zur Erhaltung einer günstigen Wasserführung haben die 
Wasserwirtschaftsdirektionen sowie Rechtsträger, Eigentümer 
und Nutzer von Grundstücken die Gewässer- und/oder 
Meliorationsanlagen planmäßig instandzuhalten und deren 
Funktionsfähigkeit zu gewährleisten. Dazu sind in unwetter­
gefährdeten Gebieten

a) der Ausbau der Gewässer einschließlich Durchlässe so 
zu bemessen, daß insbesondere in der Nähe bebauter 
Gebiete eine schadlose Wasserableitung weitgehend 
gesichert wird,

b) ein landschaftsgemäßer ingenieur-biologischer Ausbau 
der Gewässer vorzusehen (Vorrohrungen der Gewässer 
sind grundsätzlich nicht zulässig.),

c) alle Möglichkeiten zur zeitweiligen Rückhaltung von 
Starkniederschlägen in Sperren, Speichern und Rück­
haltebecken, in Restlöchern der Tagebaue und Kies­
gruben sowie in anderen geeigneten Anlagen zu nutzen,

d) Gewässer und andere wasserwirtschaftliche Anlagen vor 
Schäden durch den Weidebetrieb zu schützen.

Entstandene Schäden und Abflußhindernisse sind zu besei­
tigen.

(6) Die örtlichen Räte, die Rechtsträger, Eigentümer und 
Nutzer von Grundstücken haben bei der Festlegung von 
Trassen für Verkehrswege in unwettergefährdeten Gebieten 
zu sichern, daß die Forderungen zur schadlosen Abführung 
von Starkniederschlägen erfüllt werden. Beim Straßen- und 
Wegebau sind durch geeignete Trassenführung und Profilge­
staltung zusätzliche Steilabflüsse und Rinnenbildungen zu 
vermeiden. An besonders gefährdeten Abschnitten von Eisen­
bahnstrecken und Straßen (Kurven, Krümmungen u. ä.) sind 
zusätzliche Befestigungen vorzunehmen. Brücken sind insbe­
sondere durch Befestigung der Böschungen und Sicherung 
der Widerlager mittels Pflasterungen oder Einbau von Beton-


